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Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss beschließt, nach § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in An-
wendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB einen Bebauungsplan für den Bereich 
beiderseits des Wiener Platzes (einschließlich Stadthalle) und beiderseits der Genovevastraße 
und der Frankfurter Straße von der Bergisch Gladbacher Straße bis einschließlich zum Mülhei-
mer Bahnhof und Teile zwischen dem Gleisgebiet in Köln-Mülheim –Arbeitstitel: "Bezirkszentrum 
Wiener Platz/Frankfurter Straße" in Köln-Mülheim– aufzustellen mit dem Ziel, den Ausschluss 
von Vergnügungsstätten sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes festzusetzen. 
 
Alternative: 
 
Es wird darauf verzichtet, einen Bebauungsplan aufzustellen mit der Folge, dass zukünftig Bau-
voranfragen auf Grundlage von § 34 BauGB möglicherweise positiv beschieden werden müssen. 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 
 
Nein  

 
ja, Kosten der Maßnah-
me 

Zuschussfähige Maßnahme 
ggf. Höhe des Zuschusses 

 
nein 

 
ja 

   Jährliche Folgekosten 
   a) Personalkosten             b) Sachkosten 

    €  % €   € € 

 
Jährliche Folgeeinnahmen (Art, Euro) Einsparungen (Euro) 
  

 
 
Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begründung, ggf. Auswirkungen 
 
Die Bezirksvertretung Mülheim hat in ihrer Sitzung am 03.05.2010 die Verwaltung aufgefor-
dert, für den Bereich Frankfurter Straße, Wiener Platz, Buchheimer Straße die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, um die Ansiedlung weiterer Spielhallen und ähnli-
cher Einrichtungen zu verhindern. Der Veedelsbeirat hat in seiner Sitzung am 20.05.2010 
diesen Auftrag erweitert und die Verwaltung gebeten, für das gesamte Programmgebiet Mül-
heim 2020 die Möglichkeiten eines planungsrechtlichen Ausschlusses von Spielhallen zu 
ermitteln. 
 
Das Bezirkszentrum Wiener Platz/Frankfurter Straße übernimmt zentrale Versorgungsfunkti-
onen für die Bevölkerung im gesamten Stadtbezirk Mülheim und darüber hinaus. Charakte-
ristisch ist die mehrgeschossige Bebauung im Plangeltungsbereich mit Einzelhandel, Dienst-
leistungen, Gastgewerbe und soziale Einrichtungen im Erdgeschoss und darüberliegender 
Büro- und Wohnnutzungen. 
 
Aufgrund der faktischen Mischgebietsstruktur (§ 34 Absatz 2 BauGB) entlang der Straßen im 
Planbereich könnte ein Bauantrag betreffend nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten 
(in der Regel unter 100 m² Fläche) sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben in der Beur-
teilung nach § 34 BauGB genehmigt werden, da nicht kerngebietstypische Vergnügungsstät-
ten im gewerblich geprägten Bereich eines Mischgebietes allgemein und in den übrigen Be-
reichen als Ausnahme zulässig sind. Ebenso ist nicht auszuschließen, dass Anträge für Bor-
delle und bordellartige Betriebe in letzter Konsequenz genehmigt werden müssten. Durch die 
Aufstellung dieses Bebauungsplanes kann ein Vorhaben zukünftig verhindert werden. 
 
Derzeit zeigt sich oft, dass, wenn eine Nutzung (insbesondere Einzelhandel) aufgegeben 
wird, die Absicht besteht, die in Frage kommenden Flächen der Ladenlokale in eine Vergnü-
gungsstätte oder einen bordellartigen Betrieb umzunutzen. Das Gebiet und seine nähere 
Umgebung sind für eine Ansiedlung von Vergnügungsstätten oder bordellartigen Betrieben 
nicht geeignet. Diese Nutzungen sind weder mit dem Versorgungszentrum mit seinen unter-
schiedlichen Nutzungsstrukturen noch mit dem sehr hohen Anteil an Wohnnutzung in unmit-
telbarer Nähe vereinbar. 
 
Im Plangebiet sind vermehrt Tendenzen festzustellen, die nicht im Einklang mit der städte-
baulich gewollten Entwicklung stehen (zum Beispiel Leerstände). Die im Stadtteil Mülheim in 
den letzten Jahren stetig wachsende Zahl an Spielhallen kann auch die städtebauliche Struk-
tur des Bezirkszentrums Wiener Platz/Frankfurter Straße negativ beeinflussen (so genannter 
trading-down-effect). Bei der Errichtung von weiteren Vergnügungsstätten, Spielhallen, spiel-
hallenähnlichen Einrichtungen oder Bordellen und bordellartigen Betrieben im Stadtteil ist 
konkret zu erwarten, dass hiervon städtebauliche Fehlentwicklungen ausgehen. Begründet 
wird dies durch die besondere Eigenart der Vergnügungsstätten und insbesondere der bor-
dellartigen Betriebe die sich aus dem "Milieu" solcher Betriebe ergebenden Begleiterschei-
nungen, die nicht mit dem Wohnen vereinbar sind. Gerade diese Arten von Betrieben würden 



3 
im Hinblick auf ihre spezifischen Standortanforderungen und ihre Auswirkungen hier zu Un-
zuträglichkeiten führen. Die Aufstellung des Bebauungsplanes zum Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben kann dieser Neigung entgegen-
wirken. Der Bebauungsplan dient der ordnenden Funktion einer vorher nicht absehbaren 
Entwicklung. 
 
Mit dem § 9 Absatz 2a BauGB ist die Möglichkeit gegeben, innerhalb im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile zur Erhaltung oder Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, auch im 
Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und der Innenentwicklung 
der Gemeinde, in einem Bebauungsplan festzusetzen, dass nur bestimmte Nutzungsarten 
zulässig oder nicht zulässig sind. Auf diese Weise kann der Schutz zentraler Versorgungsbe-
reiche sichergestellt werden. Die Aufstellung eines Bebauungsplanes mit Festsetzungen 
nach § 9 Absatz 2a BauGB kann im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB erfolgen. 
 
 
Weitere Erläuterungen, Pläne, Übersichten siehe Anlagen 1 - 2 
 
Anlage 1 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Anlage 2 Übersichtsplan zur geplanten Abgrenzung des Bezirkszentrums Wiener Platz/Frankfurter Straße 

gemäß des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes Köln 2010 
 
 


